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Teilungsordnung für Versorgungsanrechte nach dem 
Vertreterversorgungswerk der Allianz Beratungs- und 

Vertriebs-AG 
 

mit der Stammnummer VALLG1512Z0  

 

 

Präambel 

 

Das am 01.09.2009 in Kraft getretene Versorgungsausgleichsgesetz (VersAusglG) hat 

Auswirkungen auf die betriebliche Altersversorgung nach dem Vertreterversorgungswerk 

(nachfolgend als „VVW“ bezeichnet)1 der Allianz Beratungs- und Vertriebs-AG (nachfolgend als 

„Allianz“ bezeichnet). Dies gilt insbesondere im Falle der Scheidung der Ehe bzw. der 

Aufhebung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft2 eines versorgungsberechtigten 

Vertreters3. 

 

Zusagen nach dem VVW mit der o.g. Stammnummer wurden seitens der Allianz ausschließlich 

an deren hauptberufliche Ausschließlichkeitsvertreter (nachfolgend als “HV” bezeichnet) erteilt.  

 

Die Versorgungszusage nach dem VVW steht rechtlich und wirtschaftlich in enger 

Verbindung mit dem Ausgleichsanspruch des ausgleichspflichtigen HV nach Maßgabe des § 

89b HGB:  

 

a) Nach § 89b Abs. 5 i.V.m. Abs. 1 HGB haben Versicherungsvertreter bei Beendigung des 

Vertragsverhältnisses vorbehaltlich § 89b Abs. 3 HGB einen gesetzlichen Anspruch auf 

einen angemessenen Ausgleich. Dieser Anspruch ist nach § 89b Abs. 4 HGB innerhalb 

eines Jahres nach Beendigung des Vertragsverhältnisses geltend zu machen. 

 

b) Infolge seiner spezifischen Besonderheiten gilt die für die Ausgleichsreife des Anrechts 

nach dem VVW mit der oben genannten Stammnummer Folgendes: 

- Ausgleichsreife besteht nur, soweit der ausgleichspflichtige HV zum Stichtag 

Ehezeitende tatsächlich mit unverfallbarer Anwartschaft ausgeschieden ist oder 

laufende Versorgungsleistungen nach diesem VVW bezieht.  

- Keine Ausgleichsreife besteht, soweit der ausgleichspflichtige HV zum Stichtag 

Ehezeitende tatsächlich noch aktiv ist. 

                                                
1 Zur besseren Übersicht sind die in dieser Teilungsordnung verwendeten Abkürzungen und deren Bedeutungen in § 
2 dieser Teilungsordnung zusammengestellt. 
2 Im Interesse einer leichteren Lesbarkeit und Verständlichkeit dieser Versorgungsausgleichsordnung werden im 

Folgenden nur noch die Begriffe „Ehe“ und „Ehegatte“ verwendet. Die Regelungen dieser 

Versorgungsausgleichsordnung gelten jedoch gleichermaßen für eingetragene Lebenspartnerschaften nach dem 

Lebenspartnerschaftsgesetz (LPartG). 
3 Im Interesse einer leichteren Lesbarkeit und Verständlichkeit dieser Versorgungsausgleichsordnung wird 

durchgehend die männliche Form verwendet. Eine Diskriminierung weiblicher Personen ist dadurch nicht 

beabsichtigt.  
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c) Nach höchstrichterlicher Rechtsprechung ist es zulässig, wenn im Rahmen der für den 

Ausgleichsanspruch nach § 89b Abs. 1 Nr. 2 HGB durchzuführenden konkreten, 

individuellen Billigkeitsprüfung im Einzelfall das Versorgungsanrecht beim 

Ausgleichsanspruch des Versicherungsvertreters anspruchsmindernd berücksichtigt 

wird.  

d) Nach der Wertung der Rechtsprechung zu Anrechnungssystemen nach früherem 

Versorgungsausgleichsrecht werden die Scheidung und deren Folgen 

(Versorgungsausgleich) dem Privatbereich der Ehegatten zugeordnet. Sie dürfen nicht 

zu Lasten des betroffenen Versorgungsträgers gehen. Deshalb wird auch nach einem 

Versorgungsausgleich bei der Bestimmung der Höhe des Ausgleichsanspruchs des 

ausgleichspflichtigen HV nach § 89b HGB im Rahmen der individuellen Billigkeitsprüfung 

im Einzelfall (§ 89b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 HGB) das VVW Anrecht fiktiv in der Höhe 

berücksichtigt, die es ohne den Versorgungsausgleich hätte. 

e) Die Zuständigkeit für die Klärung etwaiger Rechtsfragen infolge der Auswirkungen der 

unter Satz 4 lit. a) bis lit. d) dieser Präambel offen gelegten Besonderheiten liegt bei den 

Gerichten. 

 

 

§ 1 Geltungsbereich 

 

Diese Teilungsordnung gilt für alle HV der Allianz, denen eine Versorgungszusage als 

Direktzusage durch die Allianz ggf. unter Mithaftung der Allianz SE nach Maßgabe des VVW mit 

der Stammnummer VALLG1512Z0 erteilt wurde, deren Ehe geschieden bzw. deren 

Lebenspartnerschaft aufgehoben wird und bezüglich deren Versorgungsanrechten das 

VersAusglG Anwendung findet. 

 

 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

 

(1) Versorgungsträger ist die Allianz Beratungs- und Vertriebs-AG (hier als „Allianz“ 

bezeichnet). 

 

(2) VVW ist das Vertreterversorgungswerk der Allianz. Das ist die hier auszugleichende 

Versorgung. 

 

(3) HV sind hauptberufliche Ausschließlichkeitsvertreter der Allianz. Zusagen nach dem 

VVW sind ausschließlich an HV erteilt worden. 

 

(4) Ehezeit ist die Zeit vom Beginn des Monats, in dem die Ehe geschlossen wurde, bis 

zum Ende des Monats, der dem Eintritt der Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags (d. 

h. Zustellung durch das Familiengericht an den anderen Ehegatten) vorausgeht. 

 

(5) Ehezeitanteil ist der in der Ehezeit erworbene Anteil eines Anrechts auf betriebliche 

Altersversorgung. Dieser ist zur Hälfte zwischen den geschiedenen Ehegatten zu teilen. 

 
(6) Ausgleichspflichtiger ist derjenige, der einen Ehezeitanteil erworben hat (der HV bzw. 

ehemalige HV). 
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(7) Ausgleichsberechtigter ist derjenige, dem die Hälfte des jeweiligen Ehezeitanteils 

zusteht (der Ehegatte des HV bzw. ehemaligen HV). 

 

(8) Ausgleichswert ist die Hälfte des Ehezeitanteils, wobei die Teilung anhand der in der 

Gesetzesbegründung zum VersAusglG zugelassenen Teilungsmethoden erfolgen kann.  

 

(9) Barwert ist der nach den gesetzlichen Vorgaben in § 45 Abs. 1 Satz 1 VersAusglG 

i.V.m. § 4 Abs. 5 BetrAVG anhand der Rechnungsgrundlagen sowie der anerkannten 

Regeln der Versicherungsmathematik ermittelte Barwert der künftigen 

Versorgungsleistungen. Die Ermittlungen der Barwerte erfolgt nach den Grundsätzen 

des Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes (BilMoG), wobei auf die Parameter zum 

letzten Bilanzstichtag vor Ehezeitende abgestellt wird. 

 

 

§ 3 Fehlende Ausgleichsreife und Vorrang der externen Teilung 

 

(1) Soweit der ausgleichspflichtige HV zum Stichtag Ehezeitende tatsächlich noch aktiv bei 

der Allianz als HV beschäftigt ist (Präambel Satz 4 lit. b) 1. Spiegelstrich), gilt Folgendes: 

 

 Es kommt weder eine interne noch eine externe Teilung in Betracht, da das Anrecht 

nicht ausgleichsreif ist. 

 

(2) Soweit der ausgleichspflichtige HV zum Stichtag Ehezeitende tatsächlich bei der Allianz 

mit unverfallbarer Anwartschaft nach dem VVW  mit der in § 1 genannten 

Stammnummer ausgeschieden ist oder sogar bereits laufende Leistungen nach diesem 

VVW bezieht (Präambel Satz 4 lit. b) 2. Spiegelstrich), gilt Folgendes: 

 

a) Sofern es im Einzelfall zulässig ist, erfolgt der Ausgleich im Wege der externen 

Teilung. Das bedeutet, dass zu Lasten des Anrechts des Ausgleichspflichtigen 

ein Anrecht in Höhe des Ausgleichswertes bei einem anderen Versorgungsträger 

begründet wird.  

 

b) Soweit die externe Teilung im Einzelfall nicht zulässig ist, erfolgt der 

Versorgungsausgleich im Wege der internen Teilung. Das bedeutet, dass zu 

Lasten des Anrechts des Ausgleichspflichtigen ein Anrecht in Höhe des 

Ausgleichswerts – soweit hier nichts Abweichendes geregelt ist - nach den 

Regelungen des Anrechts des Ausgleichspflichtigen für den 

Ausgleichsberechtigten begründet wird. Mit der Übertragung des Anrechts durch 

das Familiengericht erlangt der Ausgleichsberechtigte die Stellung eines 

ausgeschiedenen Versorgungsberechtigten im Sinne des BetrAVG bei dem 

Versorgungsträger, bei dem das auszugleichende Anrecht besteht. 
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§ 4 Berechnung des Ehezeitanteils  

 

 

(1) Der Wert das Anrechts nach dem VVW zum Stichtag Ehezeitende ist nach Maßgabe 

des § 45 Abs. 1 Satz 1 VersAusglG nach § 2 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BetrAVG i.V.m. Ziffer 

4.2 des VVW mit der in § 1 genannten Stammnummer zeitratierlich zu ermitteln. 

 

(2) Der Ehezeitanteil ist nach Maßgabe des § 45 Abs. 2 Satz 2 VersAusglG zeitratierlich zu 

ermitteln. 

 

(3) Der Ehezeitanteil wird in Form eines Kapitalwertes (§ 45 Abs. 1 Satz 1 VersAusglG 

i.V.m. § 4 Abs. 5 BetrAVG) nach Maßgabe der in § 2 Abs. 94 angeführten 

Bewertungsprämissen dargestellt.  

 

 

§ 5 Ausgleichswert 

 

Der Ausgleichswert wird im Wege der Barwerthalbierung ermittelt. Zu diesem Zweck wird der 

Ehezeitanteil als Kapitalwert (§ 4 Abs. 3) hälftig zwischen den geschiedenen Ehegatten geteilt.  

 

 

§ 6 Umsetzung bei gesetzlich erforderlicher interner Teilung 

 

(1) Der Versorgungsträger kann die bei der internen Teilung entstehenden Kosten mit den 

Anrechten beider Ehegatten verrechnen, soweit sie angemessen sind. 

Dementsprechend berücksichtigt die Allianz als Versorgungsträger im einzelnen 

Scheidungsfall folgende Kosten, die hälftig von dem Ausgleichsberechtigten und dem 

Ausgleichspflichtigen zu tragen sind: 

 
Kapitalwert des Ehezeitanteils gem § 3 Abs. 3 [EUR] Teilungskosten [EUR] 

 bis zu  5.000,00   100  

 über   5.000,00 bis zu 10.000,00  200  

 über  10.000,00 bis zu 15.000,00  300  

 über  15.000,00  400  

 
 (2) Allianz-Gesellschaften bleibt es vorbehalten, untereinander Verrechnungsabreden i.S.d. 

§ 10 Abs. 2 Satz 2 VersAusglG abzuschließen. 

 

 

§ 7 Kürzung des Anrechts des Ausgleichspflichtigen 

 

Das Anrecht des Ausgleichspflichtigen wird um den – bei interner Teilung um die hälftigen 

Kosten gem. § 6 erhöhten – Ausgleichswert gekürzt. 
 
 
 

                                                
4 Normen ohne weitere Bezeichnung sind solche dieser Teilungsordnung. 
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§ 8 Zustimmungserfordernis bei ehevertraglicher Begründung/Übertragung von Anrech-

ten 

 
Die Übertragung oder Begründung eines Anrechts gegenüber der Allianz durch Vereinbarung 
der Ehegatten bedarf der Zustimmung der Allianz. 

 

 

§ 9 Vorbehalt der Entscheidung des Familiengerichts 

 

Die Teilung der Anrechte im Rahmen des Versorgungsausgleichs erfolgt nach dem VersAusglG 

i.V.m. dem FamFG durch richterlichen Gestaltungsakt in Form einer Entscheidung des 

Familiengerichts. Im Rahmen der vorliegenden Versorgungsausgleichsordnung werden die 

formalen Grundlagen des Konzeptes zur Durchführung des Versorgungsausgleichs 

beschrieben und dokumentiert. Diejenigen Regelungen der vorliegenden 

Versorgungsausgleichsordnung, die zwingend eine entsprechende Entscheidung des 

Familiengerichts voraussetzen, entfalten daher dann keine Wirkung, wenn eine diesen 

Regelungen entgegenstehende rechtskräftige Entscheidung eines Familiengerichts vorliegt.  

 

 

München, den 13.12.2010 

 

 

 

  

 


